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Teil A Planungsrechtliche Festsetzungen 
 Rechtsgrundlagen 
  Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. No-

vember 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 11 des Ge-
setzes vom 8. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726) 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsver-
ordnung – BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. Novem-
ber 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Juni 
2021 (BGBl. I S. 1802) 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne sowie über die Darstel-
lung des Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 – PlanZV 90) vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

 § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 
vom 24. Juli 2000, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. 
Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
  
A1 Art der baulichen Nutzung 
A1.1 Allgemeines Wohngebiet 
A1.1.1 Zulässig sind: 

- Wohngebäude, 
- die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden, Schank- und Speise-

wirtschaften sowie nicht störenden Handwerksbetriebe, 
- Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke. 
 

A1.1.2 Ausnahmsweise können zugelassen werden: 
- Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 
- sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (z. B. Ferienwohnungen), 
- Anlagen für Verwaltungen. 

 
A1.1.3 Nicht zulässig sind: 

- Gartenbaubetriebe, 
- Tankstellen. 

 
  
A2 Maß der baulichen Nutzung 
A2.1 Grundflächenzahl 
A2.1.1 Siehe Planeintrag. 

 
A2.2 Höhe baulicher Anlagen 
A2.2.1 Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird durch die Festsetzung von Traufhö-

he (TH) und Firsthöhe (FH) bestimmt (siehe Planeintrag). 
 

  

https://dejure.org/BGBl/2021/BGBl._I_S._1802
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A2.2.2 Unterer Bezugspunkt ist die Oberkante des Straßenrands, gemessen in der Mitte 
der gemeinsamen Grenze des Baugrundstücks mit der angrenzenden öffentli-
chen Verkehrsfläche (Kastanienweg). 
 

A2.2.3 Die Traufhöhe ist der äußere Schnittpunkt der Außenwand mit der Oberkante der 
Dachhaut. 
 

A2.2.4 Die Firsthöhe ist der oberste Punkt der Dachhaut. 
 

  
A3 Bauweise 
A3.1 Abweichende Bauweise: a 
A3.1.1 Festgesetzt wird abweichende Bauweise: Die Gebäude sind mit seitlichem 

Grenzabstand als Einzelhäuser zu errichten. Ihre größte Länge darf höchstens 
15 m betragen. 
 

  
A4 Überbaubare Grundstücksflächen 
A4.1 Die überbaubaren Grundstücksflächen sind in der Planzeichnung durch Bau-

grenzen festgesetzt. 
 

  
A5 Flächen für Nebenanlagen 
A5.1 Nebenanlagen sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zu-

lässig. 
 

  
A6 Flächen für Stellplätze und Garagen 
A6.1 Stellplätze, überdachte Stellplätze und Garagen sind auch außerhalb der über-

baubaren Grundstücksflächen zulässig. Überdachte Stellplätze und Garagen 
müssen hierbei einen Abstand von mindestens 1 m zum Straßenrand einhalten. 
 

  
A7 Anzahl der Wohnungen in Wohngebäuden 
A7.1 In Wohngebäuden sind maximal zwei Wohnungen je Einzelhaus zulässig. 

 
  
A8 Verkehrsflächen 
A8.1 Öffentliche Straßenverkehrsflächen 
A8.1.1 Die Flächenaufteilungen zwischen den Straßenbegrenzungslinien sind unver-

bindlich. 
 

A8.1.2 Maßnahme zum Schutz der Natur: Zu verwenden sind für die Straßenbeleuch-
tung insektenfreundliche Außenleuchten (vorzugsweise warmweiße LED-
Leuchten) sowie nach oben abgeschirmte Leuchtgehäuse, die gegen das Ein-
dringen von Spinnen und Insekten geschützt sind und deren Oberflächentempe-
ratur 60°C nicht übersteigen. 
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A9 Führung von Versorgungsanlagen und –leitungen 
A9.1 Versorgungsanlagen und -leitungen sind nur als unterirdische Anlagen und Lei-

tungen zulässig. 
 

  
A10 Öffentliche Grünfläche 
A10.1 Siehe Planeintrag. 

 
  
A11 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft 
A11.1 Dacheindeckungen aus Kupfer, Zink oder Blei sind nur in beschichteter Form 

zulässig. 
 

A11.2 Stellplätze sowie Zufahrten, Wege- und Platzflächen sind mit wasserdurchlässi-
ger Oberflächenbefestigung herzustellen (z. B. Pflaster mit Rasenfugen bzw. 
anderen wasserdurchlässigen Fugen, sickerfähiges Pflaster, Schotterrasen, 
wassergebundene Decke, Drainpflaster etc.), mittlerer Abflussbeiwert ≤ 0,5. 
 

  
A12 Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
A12.1 Je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ist ein standortgerechter, mittelkroni-

ger Laubbaum mit einem Stammumfang von mindestens 14 cm, bei Obstbäu-
men mindestens 12 cm, gemessen in 1 m Höhe, zu pflanzen, zu erhalten und bei 
Abgang zu ersetzen. Empfohlen wird die Verwendung folgender Bäume: 

- Hochstämmige Obstbäume 
- Carpinus betulus „Frans Fontaine“ (Hainbuche) 
- Acer campestre „Elsrijk“ (Feldahorn) 
- Prunus avium „Plena“ (Gefülltblühende Vogelkirsche) 
- Prunus padus „Schloß Tiefurt“ (Traubenkirsche) 
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Teil B Örtliche Bauvorschriften 
 Rechtsgrundlagen 
  § 74 der Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) in der Fassung 

vom 5. März 2010, zuletzt geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 
21. Dezember 2021 (GBl. 2022 S. 1, 4) 

 § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung 
vom 24. Juli 2000, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 2. 
Dezember 2020 (GBl. S. 1095, 1098) 

 
  
B1 Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
B1.1 Dachgestaltung der Hauptgebäude 
B1.1.1 Zugelassen sind folgende Dachformen: 

- Satteldach (SD), Walmdach (WD), Zeltdach (ZD), (versetztes) Pultdach 
(PD), Flachdach (FD) mit Dachneigungen von 0° bis 45°. 

 
B1.1.2 Dachflächen mit einer Neigung von ≤ 10 Grad sind extensiv zu begrünen 

(Schichtdicke 10 cm einschließlich Dränschicht). Dies gilt nicht für technische 
Einrichtungen, Belichtungsflächen, Dächer untergeordneter Bauteile (Dachfläche 
≤ 4 m²) und nutzbare Freiflächen auf Dächern. Aufgeständerte Anlagen zur Nut-
zung der Sonnenenergie sind auf den Dachflächen zulässig. 
 

  
B1.2 Außenwände 
B1.2.1 Leuchtende oder reflektierende Materialien für die Gestaltung der Außenwände 

sind nicht zulässig. 
 

  
B2 Werbeanlagen 
B2.1 Werbeanlagen sind nur an der Stätte der eigenen Leistung zulässig. 

 
B2.2 Werbeanlagen sind nur an der Fassade bis zum oberen Wandabschluss zuläs-

sig. Die Größe darf 0,5 m² nicht überschreiten. 
 

B2.3 Selbstleuchtende Werbeanlagen und Werbeanlagen mit wechselndem beweg-
tem Licht sind nicht zulässig. 
 

  
B3 Gestaltung der unbebauten Flächen 
B3.1 Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke 
B3.1.1 Die Grundstücksbereiche, die nicht von Gebäuden, Nebenanlagen oder sonsti-

gen baulichen Anlagen überdeckt werden, sind unversiegelt zu belassen und als 
Grün- oder Gartenflächen anzulegen. 
 

B3.1.2 Großflächig mit Steinen bedeckte Flächen, auf denen hauptsächlich Steine zur 
Gestaltung verwendet werden und Pflanzen nicht oder nur in geringer Zahl vor-
kommen (Schottergärten), sind nicht zulässig. 
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B3.2 Einfriedungen 
B3.2.1 Die Gesamthöhe der Einfriedungen entlang örtlicher Verkehrsflächen und bis zu 

einer Grundstückstiefe von 6,0 m sind bis zu einer Höhe von 1,25 m gemessen 
von Oberkante (OK) Straßenrand zulässig. 
 

B3.2.2 Lebende Einfriedungen haben einen Abstand von 0,5 m zu öffentlichen Ver-
kehrsflächen einzuhalten. Mit Mauern, Stützmauern, Zäunen u. ä. ist ein Abstand 
von 0,25 m zur öffentlichen Verkehrsfläche einzuhalten. 
 

B3.2.3 Für lebende Einfriedungen sind standortgerechte heimische Laubgehölze zu 
verwenden. 
 

B3.2.4 Einfriedungen aus Kunststoff oder Einfriedungen aus Metall mit hinterlegtem 
Kunststoffgeflecht sind nicht zulässig. 
 

  
B4 Außenantennen 
B4.1 Je Hauptgebäude ist die Errichtung einer Antenne oder Satellitenantenne auf 

dem Dach zulässig. 
 

  
B5 Anzahl der Stellplätze 
B5.1 Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen wird, abweichend von § 37 Abs. 1 

LBO, auf 2,0 Stellplätze pro Wohneinheit festgesetzt.  
 

  
  
 
  



Bebauungsplan und Örtliche Bauvorschriften „Kastanienweg“ Stadt Mahlberg 
Fassung: Entwurf zur öffentlichen Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 13a BauGB Stand: 01.12.2022 
 

Schriftlicher Teil 
 

Seite 7 von 8 

Teil C Hinweise 
C1 Bodenschutz, Altlasten 
 Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bundesbodenschutzgeset-

zes (§ 4 BBodSchG) und die bodenschutzrechtlichen Regelungen (BBodSchV, 
DIN 19731) wird hingewiesen. 
 

 Für den Umgang mit Böden, die zur Rekultivierung vorgesehen sind, insbeson-
dere für deren Lagerung und Einbringung, gelten die Vorgaben des Hefts 10, 
Luft-Boden-Abfall des Ministeriums für Umwelt, Baden-Württemberg. Sollten im 
Zuge der Bauarbeiten wider Erwarten stoffliche Bodenbelastungen (z. B. Mine-
ralöle, Teer, ...)  angetroffen werden, ist unverzüglich das Landratsamt Orte-
naukreis zu benachrichtigen und die Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort 
einzustellen. 
 

 Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
 

 Zur Entlastung der Erddeponien wird empfohlen, den anfallenden Bauaushub 
auf dem Baugrundstück – etwa zur Geländegestaltung – wiederzuverwenden. 
 

 Werden bei Erdarbeiten ungewöhnliche Färbungen und/oder Geruchsemissio-
nen (z. B. Mineralöle, Teer, ...) wahrgenommen, so ist umgehend das Landrats-
amt Ortenaukreis zu unterrichten. Aushubarbeiten sind an dieser Stelle sofort 
einzustellen. 
 

  
C2 Artenschutz 
 Zur Vermeidung eines Verstoßes gegen das artenschutzrechtliche Verbot der 

Zerstörung von Lebensstätten besonders geschützter Arten (§ 44 I Nr. 3 
BNatSchG) wird empfohlen, durch Auflage zur Baugenehmigung sicherzustellen, 
dass 

- vor Beginn der Erschließungsarbeiten eine Vergrämung der Eidechsen 
im nördlichen Bereich des Plangebietes in angrenzende Lebensräume 
durchzuführen ist (vgl. Kap. 8.1 Vermeidungs-/Minimierungsmaßnahmen 
in der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung des Büros faktorgrün 
vom 28.09.2022). 

 
  
C3 Denkmalschutz 
 Sollten bei der Durchführung der Maßnahme archäologische Funde oder Befun-

de entdeckt werden, sind gemäß § 20 DSchG die Denkmalschutzbehörde(n) 
oder die Gemeinde umgehend zu benachrichtigen. Archäologische Funde 
(Steinwerkzeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Grä-
ber, Mauerreste, Brandschichten, bzw. auffällige Erdverfärbungen) sind bis zum 
Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu 
erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde oder das Regierungspräsidium 
Stuttgart, Referat 84 – Archäologische Denkmalpflege (E-Mail: abteilung8@rps. 
bwl.de) mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von 
Ordnungswidrigkeiten gem. § 27 DSchG wird hingewiesen. Bei der Sicherung 
und Dokumentation archäologischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen 
Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
 

  

mailto:abteilung8@rps.bwl.de
mailto:abteilung8@rps.bwl.de
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C4 Baugrunduntersuchung 
 Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen (zum Bei-

spiel zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Gründung, zur 
Baugrubensicherung und dergleichen) wird die Durchführung objektbezogener 
Baugrundgutachten gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 empfohlen. 
 

  
C5 Betrieb von Luftwärmepumpen 
 Der Betrieb von Luftwärmepumpen kann in einem eng umbauten Gebiet immer 

wieder zu Lärmschutzproblemen (Nachbarschaftsbeschwerden) führen. Die Luft-
wärmepumpen emittieren tieffrequenten Schall, der während der Nachtzeit be-
sonders störend wirkt. Es ist daher vom Grundstückseigentümer neben dem ge-
eigneten Standort bereits bei der Auswahl der Geräte auf den Stand der Technik 
zu achten. 
 

 Fachinformationen zu tieffrequenten Geräuschen bei Luftwärmepumpen sind im 
Leitfaden des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (http://www.lfu.bayern.de/ 
laerm/luftwaermepumpen/doc/tieffrequente_geraeusche_teil3_luftwaermepumpe
n.pdf) enthalten. 
 

  
C6 Pflichten des Eigentümers 
 Auf die Pflichten des Eigentümers gemäß § 126 BauGB wird verwiesen. Dem-

nach hat der Eigentümer das Anbringen von Haltevorrichtungen und Leitungen 
für Beleuchtungskörper der Straßenbeleuchtung einschließlich der Beleuchtungs-
körper und des Zubehörs sowie Kennzeichen und Hinweisschilder für Erschlie-
ßungsanlagen auf seinem Grundstück zu dulden. 
 

  
C7 Straßenbeleuchtung 
 Die Errichtung der Straßenbeleuchtung ist auf der Nordseite des Kastanienwegs 

geplant. 
 

  
C8 Bauen im Grundwasser 
 Aus Gründen des allgemeinen Grundwasserschutzes ist das Bauen im Grund-

wasser grundsätzlich abzulehnen. Die Höhenlage der Unterkante Kellerfußboden 
ist i. d. R. so zu wählen, dass diese über den mittleren bekannten Grundwasser-
ständen liegt. 
 

 Für unvermeidbare bauliche Anlagen unterhalb des mittleren Grundwasserstan-
des sowie für Grundwasserabsenkungen im Rahmen von Bauvorhaben ist eine 
separate wasserrechtliche Erlaubnis bei der zuständigen Wasserbehörde (Land-
ratsamt Ortenaukreis) zu beantragen.  
 

 
Mahlberg, ................................ 

Lauf, 01.12.2022 Kr-don/la 

 
 
 
.............................................  
Benz, Bürgermeister Planverfasser 
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